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Bundeskanzlerin Merkel beim Petersberg-Dialog 

Rio+20 muss UN-Institutionen stärken
Beim Petersberger Klimadialog II, 

einem informellen Treffen von 
Umweltministern Anfang Juli in 
Berlin, hat Bundeskanzlerin Angela 
Merkel eine Rede zur internationalen 
Klimapolitik gehalten. Darin ging sie 
auch auf die Rolle von Rio+20 ein 
und sprach sich explizit für eine 
institutionelle Aufwertung des UN-
Umweltprogramms UNEP aus. 

Germanwatch dokumentiert Auszüge 
aus der Rede der Bundeskanzlerin. 

„Wir haben als Bundesrepublik 
Deutschland für den Monat Juli, in dem 
wir den Vorsitz im UN-Sicherheitsrat 
innehaben, das Thema „Risiken des 
Klimawandels“ auf die Tagesordnung 
des UN-Sicherheitsrats gesetzt. Ich 
begrüße, dass UN-Generalsekretär Ban 
Ki-moon deutlich gemacht hat, dass er 
auch in seiner zweiten Amtszeit dieses 
Thema als eines seiner Schwerpunkt-
themen im Auge hat. Wir wissen: 
Klimawandel kennt keine Grenzen, er 
betrifft jedes Land. Deshalb bleibt das 
Ziel ein rechtlich verbindliches Ab-
kommen, auch wenn wir wissen, wie 
schwer dieses Ziel zu erreichen ist. […] 

Es geht also um praktische Dinge, 
aber es geht auch um die ethische 
Verantwortung für die eine Welt. 
Deshalb ist es wichtig, noch einmal 
einen Blick auf das Jahr 2012 zu 
werfen. Dann findet nicht nur die 
nächste Klimakonferenz statt, sondern 
dann wird das Thema „Rio 2012“ zu 
diskutieren sein. Dann wird natürlich 
auch über all das, was seit Rio 1992 
erreicht wurde, Bilanz gezogen. Ich 
glaube, man wird sehen, dass man 
vorangekommen ist, dass aber der 
Fortschritt an vielen Stellen doch eher 
eine Schnecke ist. Es gibt auch durch-
aus Erfreuliches, wenn ich an das Ende 
der Biodiversitätskonferenz im vergan-
genen Jahr denke. Ich glaube, 2012, 
also 20 Jahre nach der Konferenz von 
Rio, wird auch besonders sichtbar, dass 
das institutionelle Gefüge für nachhal-
tige Entwicklung weltweit noch nicht 
ausreichend ausgebildet ist.  

UNEP und CSD brauchen eine insti-
tutionelle Stärkung. Deshalb wollen wir 

gemeinsam mit der Europäischen 
Union eine wirksame Strukturreform in 
diesem Bereich. Wir glauben, dass wir 
eine Aufwertung des UN-
Umweltprograms zu einer eigenständi-
gen Sonderorganisation der Vereinten 
Nationen brauchen. Ich sage ganz 
ausdrücklich: Dies wäre auch eine 
Möglichkeit, endlich eine der großen 
UN-Organisationen auf dem afrikani-
schen Kontinent anzusiedeln. Ich 
glaube, es ist mehr als gerecht, dass das 
nun endlich einmal geschieht. Wir 
müssen die Institutionen den Anforde-
rungen des 21. Jahrhunderts anpassen. 
Da gehört einfach eine Organisation, 
die sich mit Umwelt- und Nachhaltig-
keitsfragen beschäftigt, dazu. Der hohe 
Anspruch der Weltkonferenzen von Rio 
und Johannesburg kann nur eingelöst 
werden, wenn Umwelt- und Klima-
schutz auf einen vergleichbaren Rang 
mit anderen wichtigen internationalen 
Politikbereichen gehoben werden. Das 
ist meine feste Überzeugung. Hierfür 
sollten wir gemeinsam kämpfen. […] 

Für die langfristige Entwicklung sind 
internationale Abkommen von aller-
größter Bedeutung. Deshalb noch 
einmal: Wir unterstützen Südafrika, 
aber das allein reicht nicht. Unterstüt-
zen Sie alle die Sache des Klimaschut-
zes. Versuchen Sie, sich zu Hause 
Gehör zu verschaffen. Ich weiß, dass 
im Augenblick jeder Regierungschef 
viel zu tun hat, viele Fragen zu lösen 
hat und dass viele Menschen auf der 
Welt im Augenblick auch viele andere 
Sorgen haben und fragen: Muss es jetzt 
auch noch der Klimaschutz sein; 
können wir nicht ein, zwei Jahre Pause 
machen? Es ist nur so, dass manche der 
Themen, die dann auf der Tagesord-
nung stehen – Desertifikation, Verstep-
pung, Migration und Bürgerkriege – 
einfach schon da sind, weil man sich 
nicht zeitgerecht darum gekümmert hat, 
sie zu verhindern.“ 

Quelle: 
http://www.bundeskanzlerin.de/Content/DE/Rede
/2011/07/2011-07-03-bk-klimadialog-berlin.html 

Rückenwind für den grünen 
Paradigmenwechsel? 
 

Der Rio+20-Gipfel rückt mit 
großen Schritten näher, in die 
offiziellen Vorbereitungsver-
handlungen kommt nach sehr 
zähem Beginn allmählich 
Schwung. Die Themen „Green 
Economy“ (im Kontext von 
Armutsbekämpfung und nach-
haltiger Entwicklung) und eine 
Stärkung der internationalen 
Umwelt- und Nachhaltigkeits-
Architektur werden Anfang Juni 
2012 im Mittelpunkt der Agen-
da des Gipfels in Rio de Janiro 
stehen. Doch selbst wenn man 
nach den Erfahrungen des 
Klimagipfels von Kopenhagen 
skeptisch sein muss hinsichtlich 
großer Durchbrüche bei einem 
solchen Gipfel, bietet Rio+20 
doch eine Chance, dem not-
wendigen entwicklungs- und 
klimapolitischen Paradigmen- 
wechsel mehr Schwung zu 
verleihen: Die Transformation 
hin zu klimafreundlichen, 
energieffizienteren Gesellschaf-
ten, die Zugang zu Ernährung 
und Wasser auch für die heute 
hungernden Menschen im 
Rahmen einer zukunftsfähigen 
Landwirtschaft und Wasserver-
sorgung organisiert, muss als 
entwicklungspolitische Zu-
kunftschance verstanden wer-
den, nicht als Beschränkung der 
Entwicklungsmöglichkeiten. In 
immer mehr Entwicklungs- und 
Schwellenländern gibt es 
hoffnungsvolle Ansätze. Viel-
leicht sind sie in wenigen 
Jahren vielen Industrieländern 
weit voraus. Diese Transforma-
tion durch „Sustainable Deve-
lopment Goals“, wie von 
Kolumbien vorgeschlagen, zu 
begleiten und zu verstärken, 
könnte ein wichtiges Ergebnis 
des Rio+20-Gipfels sein. Noch 
besteht die Chance, Rio+20 zu 
einem Meilenstein zu machen. 

Sven Harmeling und  
Christoph Bals 

http://www.bundeskanzlerin.de/Content/DE/Rede/2011/07/2011-07-03-bk-klimadialog-berlin.html
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Internationales Wissenschaftlergremium fordert mutige Ideen für Rio2012 

Jetzt oder nie! Warum Rio+20 ein Erfolg werden muss 
Unter der Koordination des Deut-

schen Instituts für Entwicklungspoli-
tik haben Wissenschaftler von elf 
angesehenen Institutionen aus Brasi-
lien, China, Deutschland, Frank-
reich, Japan, Kenia, Südafrika und 
den USA ein Forderungspapier zum 
Rio+20-Gipfel erarbeitet. 

Germanwatch dokumentiert Auszüge 
in eigener Übersetzung. 

„Die internationale Gemeinschaft hat 
einen stabilen und umfassenden Kon-
sens erzielt, dass die Erde ein deutlich 
intelligenteres und umfassenderes Mo-
dell für eine nachhaltige Entwicklung 
und Armutsbekämpfung benötigt. Die-
ses soll die „ausgeglichene Integration 
von wirtschaftlicher Entwicklung, sozi-
aler Entwicklung und Umweltschutz“ 
sichern, wie der letzte Beschluss der 
UN-Generalversammlung als Mandat 
für die UN-Konferenz für nachhaltige 
Entwicklung 2012 bestätigte. Darüber 
hinaus sollen die Vereinten Nationen 
eine globale Transformation in Rich-
tung einer „green economy“ durch 
adäquate institutionelle Reformen un-
terstützen. 

Ähnliche Ankündigungen wurden 
von Zeit zu Zeit immer wieder ge-
macht. Zu viele Gelegenheiten wurden 
seitdem verpasst, zu viele Abmachun-
gen sind fehlgeschlagen. Armut bleibt 
eine ständige Herausforderung, selbst 
wenn die Weltwirtschaft in beeindru-
ckenden Raten wächst. Währenddessen 
wird die Umwelt weiter ausgebeutet, 
als würde es keine Grenzen geben. 
Beispiellose Risiken im globalen Sys-
tem, aufgezeigt durch die dreifache 
Krise der Finanzstabilität, der Ernäh-
rungssicherheit und des Klimawandels, 
verdeutlichen, dass die Zeit zum Han-
deln gekommen ist. Rio+20 repräsen-
tiert eine einmalige Gelegenheit öko-
nomische Umsichtigkeit, soziale Ver-
antwortung und Umweltbewusstsein 
endgültig in Einklang zu bringen. Diese 
Gelegenheit darf nicht schon wieder 
verpasst werden! […] 

Eine „green economy“ würde den 
Zugang zu grünen Technologien sowie 
Ressourcen schonenden, intelligenten 
Infrastrukturen und Städten befördern. 

Sie würde grüne Arbeitsplätze schaffen 
und Ökosystemdienstleistungen wert-
schätzen, während sie Armutsminde-
rung und Gerechtigkeitsfragen als 
Kernthemen betrachten würde. So bie-
tet sie rationale Perspektiven und 
brauchbare Instrumente sowohl für 
Entwicklungsländer als auch für Indust-
rieländer, um eine nachhaltige Entwick-
lung in einer kohärenten Grundstruktur 
zu betreiben, in welcher globale Ambi-
tionen und eine „bottom up“-Politik 
sich gegenseitig ermöglichen und ver-
stärken. 

Daher flehen wir unsere Regierungen 
an, die visionäre Idee einer „green 
economy“ in einen konkreten Aktions-
plan umzusetzen. Auf dem Rio+20 
Gipfel sollten die Politiker der Welt 
diesem Ereignis gerecht werden und 
einer „green economy“-Strategie zu-
stimmen, welche nachhaltiger Entwick-
lung und Armutsbekämpfung eine 
gleiche Gewichtung gibt. Als solche 
muss die Strategie stabil genug sein, 
um heutige und zukünftige Generatio-
nen der Erde als Ganzes zu versorgen 
und sie muss flexibel genug sein, um 
auf die Bedürfnisse jedes einzelnen 
Landes einzugehen. […] 

Ein Jahr vor dem Ereignis rechtferti-
gen zwischenstaatliche Bemühungen 
nur schwer hohe Erwartungen [an den 
Rio+20-Gipfel]. Bis jetzt zeigt sich 
insgesamt ein Ansatz des „Weiter so!“, 
welcher  in Ermangelung von Ambitio-
nen und dem fehlenden Sinn für die 
Notwendigkeit selbstgefällig erscheint. 
Damit Rio+20 ein bahnbrechender 
Gipfel wird, müssen sowohl Einsatz als 
auch Geschwindigkeit im vorbereiten-
den Prozess dringend erhöht werden. 
Hier wird eine starke politische Füh-
rung gebraucht! Staats- und Regie-
rungschefs dürfen Rio+20 nicht bloß 
als einen weiteren Gipfel betrachten, 
außer wenn sie absichtlich versuchen, 
das Potential von multilateralen Prozes-
sen zu untergraben. 

Zur Zeit befinden sich die Regierun-
gen im Prozess, ein Ergebnisdokument 
für Rio+20 zu skizzieren. Wenn man es 
nicht schafft, große Ideen und mutige 
Aktionspläne für den aktuellen Gipfel 

einzubringen, ist es geradezu entschie-
den, dass eine einmalige Gelegenheit 
verschenkt wird. Tatsächlich würde 
sich das Fenster für eine günstige Gele-
genheit, das Rio+20 in der momentanen 
globalen Krise repräsentiert, voraus-
sichtlich auf unabsehbare Zeit schlie-
ßen. Verzögerungen und Inkrementa-
lismus sind daher nicht mehr verzeih-
lich, wenn die sich abzeichnende Trans-
formation der Weltwirtschaft sich an 
die Eigenschaften des Erdsystems an-
passen muss.  

Vor diesem Hintergrund ist es nicht 
zu viel verlangt von unseren Regierun-
gen zu erwarten, dass sie ihrer gemein-
samen Verantwortung gerecht werden. 
Daher appellieren wir an unsere Regie-
rungen, den Rio+20 Gipfel zu priorisie-
ren und sein im Konsens beschlossenes 
Motiv ohne weiteres Aufheben auf die 
inländische Agenda zu setzen. So kann 
den Gesellschaften ein Übergang zu 
einer „green economy“, mit Blick auf 
die spezielle Situation jedes Landes, 
ermöglicht werden, und die Vereinten 
Nationen können endlich, besonders 
durch die Stärkung ihrer Autorität im 
Bereich internationaler Umweltsteue-
rung, als global agierender Anwalt für 
nachhaltige Entwicklung auftreten. 
Jetzt oder nie bedeutet auch, dass es 
noch nicht zu spät ist - noch nicht!“ 
 
Der Bericht „Now is the time: why Rio+20 

must succeed" kan unter folgendem Link herun-
tergeladen werden: 

http://www.die-gdi.de/CMS-
Homepage/openwebcms3.nsf/(ynDK_contentBy
Key)/MRUR-
8JF9QK?OpenDocument&nav=active:Home\MR
UR-8JF9QK;expand:Home  

http://www.die-gdi.de/CMS-Homepage/openwebcms3.nsf/(ynDK_contentByKey)/MRUR-8JF9QK?OpenDocument&nav=active:Home\MRUR-8JF9QK;expand:Home
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Bericht des UN-Umweltprogramms zeigt Chancen grünen Wirtschaftens auf 

Das größte Risiko ist die Beibehaltung des Status Quo
Das UN-Umweltprogramm UNEP 

hat in Vorbereitung auf den Rio+20-
Gipfel einen umfassenden Bericht 
mit dem Titel „Towards a Green 
Economy: Pathways to Sustainable 
Development and Poverty Eradicati-
on“ vorgelegt.  

Germanwatch dokumentiert Auszüge 
aus diesem Bericht. 
„Eine Investition von nur zwei Pro-

zent des weltweiten BIP in zehn 
Schlüsselsektoren ist ein wirkungsvol-
ler Antrieb für den Übergang zu einer 
CO2-armen, ressourcenschonenden 
Weltwirtschaft. Der neue Bericht des 
Umweltprogramms der Vereinten Nati-
onen macht deutlich, dass der Übergang 
zu einer ökologischen Marktwirtschaft 
zu schaffen ist, wenn bis 2050 jährlich 
2 Prozent des weltweiten BIP (gegen-
wärtig ca. 1,3 Billionen US-Dollar) in 
den ökologischen Wandel folgender 
Schlüsselsektoren investiert werden: 
Landwirtschaft, Bauwesen, Energiever-
sorgung, Fischerei, Forstwirtschaft, 
Industrie, Tourismus, Transportwesen, 
Abfall- und Wasserwirtschaft. Diese 
Investitionen greifen jedoch nur, wenn 
sie von politischen Reformen auf natio-
naler und internationaler Ebene beglei-
tet werden.  

 Der von internationalen Experten 
und Institutionen aus Industrie- und 

Entwicklungsländern erstellte aktuelle 
Bericht bestätigt, dass Wachstum und 
nachhaltiger Umweltschutz in einer 
ökologischen Marktwirtschaft nicht im 
Widerspruch zueinander stehen. Im 
Gegenteil entstehen in einer ökologi-
schen Marktwirtschaft Arbeitsplätze 
und wirtschaftlicher Fortschritt, wäh-
rend Abwärtsrisiken wie die Folgen des 
Klimawandels, zunehmende Wasser-
knappheit und der Verlust von Leistun-
gen der Ökosysteme beträchtlich ver-
ringert werden. […] 

Die Bevorzugung staatlicher Investi-
tionen und Ausgaben in Bereichen, die 
einen ökologischen Umbau der Wirt-
schaftssektoren fördern, sind ein wich-
tiger Teil der Maßnahme. Die Reform 
teurer und umweltschädlicher Subven-
tionen in allen Sektoren schafft steuer-
liche Spielräume und setzt Ressourcen 
für den Übergang zu einer ökologi-
schen Marktwirtschaft frei. Allein 
durch den Abbau von Subventionen in 
den Bereichen Energieversorgung, 
Wasser, Fischerei und Landwirtschaft 
könnte jährlich ein Betrag  
eingespart werden, der 1 bis 2 Prozent 
des weltweiten BIP entspricht. Bei-
spielsweise sind die auf 27 Mrd. US-
Dollar pro Jahr geschätzen Fischerei-
subventionen für die nationalen Volks-
wirtschaften und das Gemeinwohl eher 

schädlich als von Vorteil.  
[…] Die ökologische Marktwirtschaft 

kann mindestens ebenso viel Wachstum 
und Arbeitsplätze hervorbringen wie 
das derzeitige Wirtschaftsmodell. Mit-
tel- und langfristig sind die wirtschaft-
lichen Aussichten noch besser. Gleich-
zeitig wirkt sie sich sehr viel positiver 
auf die Umwelt und die Gesellschaft 
aus. Ein solcher Wandel ist jedoch 
nicht ohne Risiken und Herausforde-
rungen, angefangen bei der „Ökologi-
sierung“ traditioneller „brauner“ Wirt-
schaftssektoren bis zu raschen Verände-
rungen in der Marktnachfrage in einer 
Welt mit eingeschränktem CO2-
Ausstoß. Die Entscheidungsträger die-
ser Welt, die Zivilgesellschaft und 
führende Unternehmen sind gemeinsam 
gefragt, die traditionellen Messgröβen 
für Wohlstand und Wohlergehen zu 
überdenken und neu zu definieren. 
Eines ist klar: Das größte Risiko besteht 
darin, den Status Quo beizubehalten.“ 

 
Quelle: 

http://www.unep.org/greeneconomy/Portals/88/d
ocuments/ger/GER_summary_de.pdf 
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